
266. Entscheid vom 31. Dezember 1897

in Sachen Meier.

I. In einer von Albert Maier & Cie. in Lausanne gegen

Frau Emma Vogt in Zuchwil angehobenen Betreibung wurde

am 20. Juli 1897 durch das Betreibungsamt Kriegstetten bei

der Schuldnerin eine Pfändung auf verschiedene Beweglichkeiten

vollzogen. Die sämtlichen gepfändeten Gegenstände wurden von

Luise Meier in Zuchwil zu Eigentum angesprochen. Die Gläubi¬



ger, denen gemäß Art. 106 von dem Anspruch Kenntnis gegeben

worden war, bestritten denselben, und nun setzte das Betreibungs¬

amt Kriegstetten unterm 7. September 1897 der Ansprecherin

Luise Meier gemäß Art. 107 des Betreibungsgesetzes eine Frist

von zehn Tagen zur Anhebung der Klage. Diese Frist lief un¬

benützt ab. Nachträglich kam jedoch das Betreibungsamt Krieg¬

stetten auf Betreiben der Luise Meier auf seine Verfügung vom

7. September zurück und setzte nunmehr, unter Aufhebung der¬

selben, unterm 25. Oktober den Gläubigern Frist zur Klags¬

anhebung gemäß Art. 109 des Betreibungsgesetzes, was es damit

zu rechtfertigen suchte, daß es sich bei der Fristansetzung vom

7. September über die Gewahrsamsverhältnisse in einem wesent¬

lichen Irrtum befunden habe.

II. Gegen diese Aufhebung der Verfügung vom 7. September

und die Fristansetzung an die Gläubiger gemäß Art. 109 des

Betreibungsgesetzes erhob namens der letztern Fürsprech Urs von

Arx Beschwerde bei der solothurnischen kantonalen Aufsichts¬

behörde, weil das Betreibungsamt nicht von sich aus seine erste

Verfügung habe aufheben können und weil dieselbe übrigens auch

materiell gesetzmäßig gewesen sei. Mit Entscheid vom 18. No¬

vember 1897 hieß die solothurnische Aufsichtsbehörde die Be¬

schwerde aus dem erstangeführten Grunde gut und hob die Ver¬

fügung des Betreibungsamtes vom 25. Oktober auf. Sie führte

aus: Es handle sich, da die Luise Meier sich nicht rechtzeitig

gegen die Verfügung von 7. September beschwert habe, dermalen

nicht darum, zu entscheiden, ob nach Art. 109 statt nach Art. 106

und 107 des Betreibungsgesetzes hätte vorgegangen werden sollen,

sondern darum, ob die nach Art. 107 erlassene Verfügung zu

Recht bestehe oder nicht. „In dieser Beziehung steht fest,“ fähr

der Entscheid fort, „daß das Betreibungsamt der Ansprecherin

„die peremtorische Frist des Art. 107 zur Geltendmachung ihres

„Anspruches eröffnet bezw. über die Zuweisung der Parteirollen

„verfügt hat. Die Ansprecherin hat es nun unterlassen, gegen

„diese Fristansetzung des Betreibungsbeamten den Beschwerdeweg

„zu betreten, so daß diese Verfügung, mochte sie auch den that¬

„sächlichen Verhältnissen nicht entsprechen, als von ihr anerkannt

„anzusehen und in Rechtskraft erwachsen ist. Indem nun die An¬

„sprecherin im fernern es unterließ, der Aufforderung des Betrei¬

„bungsamtes innert nützlicher Frist zur Geltendmachung ihres

„Anspruchsrechtes gerichtliche Klage zu erheben, hatte sie nach

„gesetzlicher Präsumption auf ihren Anspruch verzichtet, so daß

„kein auf die gepfändeten Sachen gerichteter Anspruch eines

„Dritten mehr bestand, sondern dieselben als frei gepfändet anzu¬

„sehen und auf Begehren der Gläubiger zu verwerten sind. Diese

„von der Ansprecherin durch ihren Verzicht auf Beschwerdeführung

„anerkannte Sachlage hat rechtliche Beziehungen geschaffen, einen

„Rechtszustand herbeigeführt, der von dritten Personen, insbe¬

„sondere von den betreibenden Gläubigern, in Anspruch genommen

„werden kann. Es stand somit dem Betreibungsbeamten nicht

„mehr zu, eine durch Nichtanfechtung rechtskräftig gewordene Ver¬

„fügung nachträglich aufzuheben und die den Gläubigern durch

„diese Verfügung und Fristenablauf erwachsenen Rechte zu annul¬

„lieren.

III. Gegen diesen Entscheid hat namens der Luise Meier Für¬

sprech Fürholz in Solothurn an das Bundesgericht rekurriert. Er

macht geltend: Die Verfügung vom 7. September sei eine un¬

richtige, gesetzwidrige, auf falschen Voraussetzungen beruhende ge¬

wesen, indem die gepfändeten Gegenstände sich nicht im Gewahr¬

sam der Schuldnerin befunden hätten. Daraus hätten den Gläu¬

bigern keinerlei Rechte erwachsen können, insbesondere nicht zu

Ungunsten dritter, bei der Betreibung gar nicht beteiligter Per¬

sonen, und der Betreibungsbeamte habe nicht nur das Recht, son¬

dern die Pflicht, jederzeit unrichtige Verfügungen abzuändern. Ein

anderes Verfahren könnte zu schweren Schädigungen Dritter

führen, wie denn auch vorliegend die Rekurrentin auf diese Weise

geradezu um ihr Eigentum gebracht würde. Aus diesen Gründen

wird Aufhebung des Entscheides der kantonalen Aufsichtsbehörde

verlangt.

IV. Die letztere und der Vertreter der Gläubiger haben auf

eine Vernehmlassung verzichtet.

Die Schuldbetreibungs= und Konkurskammer zieht

in Erwägung:

Wenn ein Betreibungsbeamter aus Irrtum oder Versehen statt

nach Art, 109 dem Gläubiger nach Art. 107 des Betreibungs¬



gesetzes dem Vindikanten die 10tägige Klagsfrist gesetzt hat, so

kann eine solche Verfügung doch nicht als eine absolut nichtige

betrachtet werden, auf die jederzeit auch vom Beamten selbst zu¬

rückgekommen werden könnte; vielmehr erscheint dieselbe bloß als

anfechtbar und sie konvalesciert, wenn nicht die Interessierten

innert zehn Tagen dagegen Beschwerde erheben. Die Verteilung

der Parteirollen im Vindikationsstreit hat für das Betreibungs¬

verfahren an sich keine Bedeutung. Allgemeine Interessen stehen

dabei nicht in Frage, und auch für die beteiligten Parteien wird

es in der Regel ohne erhebliches materielles Interesse sein, ob der

Gläubiger oder der Vindikant zu klagen habe. Bei dieser Sach¬

lage liegt aber kein Grund vor, die Vorschriften des Gesetzes

darüber, wie die Parteirollen zu verteilen seien, als zwingende,

der Disposition der Parteien völlig entzogene aufzufassen; sondern

es ist den letzteren zu überlassen, allfällige Verstöße gegen die

bezüglichen Vorschriften auf dem Beschwerdewege zu rügen. Und

wenn eine Beschwerde unterbleibt, so ist die betreffende Verfügung

als in Rechtskraft erwachsen zu betrachten in dem Sinne, daß

darauf von Amtes wegen nicht mehr zurückgekommen werden

kann und daß sich das weitere Verfahren nach der dadurch ge¬

schaffenen rechtlichen Lage richten muß. Dies um so mehr, als

sich an die Nichtbeachtung einer Fristansetzung gemäß Art. 107

oder 109 durch die eine Partei von Gesetzes wegen für die andere

gewisse Rechtsvorteile knüpfen, um die sie durch eine einseitige Ver¬

fügung des Betreibungsbeamten nicht mehr gebracht werden kann

nachdem die Fristansetzung durch Nichtbenützung der Beschwerdefrist

in Kraft erwachsen ist. Danach muß der Vorentscheid geschützt

werden, wenn auch zuzugeben ist, daß unter Umständen die Unter¬

lassung, rechtzeitig Beschwerde zu führen, unverhältnismäßig schwere

Folgen für den Säumigen nach sich ziehen kann.

Aus diesen Gründen hat die Schuldbetreibungs= und Konkurs¬

kammer

erkannt:

Der Rekurs wird abgewiesen.


